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ZUSAMMENFASSUNG  
 

 

Auf Basis der Paneldiskussionen eines Expertensympo-
siums, das im Juni 2011 in Berlin stattfand, skizziert der 
Bericht die Herausforderungen und Fragen, die der 
Etablierungsprozess von Peace Mediation im Kontext 
der EU aktuell aufwirft. Zugleich illustriert er, wie dieser 
Prozess durch gezielte Systematisierung und Nach-
schärfung der weichenstellenden konzeptionellen Fra-
gen vorangebracht werden kann. 

Insgesamt wird deutlich, dass in der derzeitigen Phase 
des Etablierungsprozesses äußerst unterschiedliche 
Handlungsnotwendigkeiten bestehen: I) Auf politischer 
Ebene gilt es, den Entscheidungsprozess zum Aufbau 
von Mediation unter den EU-Mitgliedsstaaten und in-
nerhalb des Europäischen Auswärtigen Dienstes kon-
struktiv zu unterstützen. II) Auf konzeptioneller Ebene 
geht es darum, eine strategisch und methodisch fun-
dierte und ethisch legitime Grundlage für die EU als 
Mediationsakteur zu definieren. III) Auf institutioneller 
und struktureller Ebene gilt es, maßgeschneiderte Mo-
delle für einen bedarfsorientierten Kompetenz- und 
Strukturaufbau und deren Einbettung in die Strukturen 
der EU und des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(EAD) zu entwickeln. 

Dabei fällt ein Ungleichgewicht auf: Die schwierigen po-
litischen Abstimmungsprozesse zur Etablierung und Fi-
nanzierung der geplanten EU Mediation Capacities 

dominieren momentan den Diskurs, während eine An-
zahl relevanter strategischer, methodischer und ethi-
scher Fragen noch weitgehend offen gelassen wird. Da 
ein solide ausgearbeitetes inhaltliches Konzept aber die 
Voraussetzung für einen effizienten Aufbauprozess, ef-
fektive institutionelle Strukturen und schließlich erfolg-
reiche mediative Einsätze in der Zukunft sein wird, ist 
es zwingend, bereits in der gegenwärtigen Initiierungs- 
und Aktivierungsphase fokussiert die konzeptionellen 
Fragen zu klären. 

Die den Bericht abschließenden Empfehlungen stecken 
in diesem Sinne die offenen konzeptionellen Fragen 
(Ziele und Rolle der EU als Mediationsakteur, EU-
Mediationsverständnis und praktische Auslegung, Um-
gang mit Interventionskonflikten) ab, durch deren Klä-
rung sich die EU in der Rolle des Mediationsakteurs le-
gitimieren und praktisch maximale Handlungsfähigkeit 
entfalten kann. Die Empfehlungen sind dabei von der 
Aussicht getragen, dass eine differenzierte Konturie-
rung des Mediations-Konzepts an diesen Stellen nicht 
nur aus praktischen Gründen zwingend ist, sondern vor 
allem eine einmalige Chance für die EU bietet, ihre his-
torische Glaubwürdigkeit und ihre gegenwärtige Ein-
flussmacht gezielt so einzusetzen, dass sie sich damit 
als professionelle Vermittlerin in der internationalen 
Arena etablieren kann. 
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HINTERGRUND, FRAGESTELLUNGEN UND ZIELE 
 

 

Im Zuge der wachsenden internationalen Anerken-
nung von Mediation als Instrument der internationa-
len Friedensförderung positioniert sich nun auch die 
EU deutlich sichtbarer als bisher in diesem Feld.1 Mit 
dem „Concept on Strengthening EU Mediation and 
Dialogue Capacities“ von 2009 und der Einrichtung ei-
ner Struktureinheit zu Mediation, Konfliktprävention 
und Friedensaufbau innerhalb des neu geschaffenen 
Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) hat die EU 
die entscheidenden Weichen für einen verstärkten 
Fokus auf den Bereich Peace Mediation und Mediati-
on Support gestellt.  

Ebenso deutlich ist jedoch auch, dass die Ambitionen 
der EU, eine einflussreichere Rolle auf dem Parkett der 
internationalen Friedensmediation zu spielen, mit ei-
ner ganzen Reihe innenpolitischer, konzeptioneller 
und struktureller Hürden konfrontiert sind.2 Denn ab-
gesehen von dem programmatischen Grundkonsens, 
dass Mediation nun eine prominentere Rolle im EU-
Konfliktmanagement einnehmen soll, besteht noch zu 
große Unklarheit und Uneinigkeit in zentralen Fragen: 
Wie sollen die EU Mediation Capacities finanziert 
werden? Welche Ziele und Ansprüche stehen hinter 
der Neuausrichtung der EU auf Mediation und mit 
exakt welcher Rolle will sich die EU in diesem Feld po-
sitionieren? Wie will sie ihr wertebasiertes Selbstver-
ständnis, ihre machtpolitische Stellung und ihre politi-
schen und wirtschaftlichen Interessen mit den Prinzi-
pien mediativen Vermittelns vereinbaren? Wie müs-
sen die Mediationskapazitäten aufgebaut sein, um an 
die bestehenden EU-Strukturen und -Ressourcen op-
timal anschließen zu können? Mit welchen Akteuren 
wird in der Aufbauphase kooperiert? Die Legitimität 
und Effektivität zukünftiger Aktivitäten der EU im Be-
reich Peace Mediation wird maßgeblich davon abhän-

                                                 
1 

Innerhalb der EU-Agenda zu Konfliktprävention, Krisenmanage-
ment und Peacebuilding - konkret im Gothenburg Programm (seit 
2001) und im Stabilitäts-Instrument bzw. der Initiative for Peace-
building (seit 2007) - spielte Mediation zuvor nur eine Nebenrolle. 
2 

Vgl. z.B. EPLO, Conflict Prevention and Peacebuilding inside the 
EEAS, 2011; Jonas Claes, EU Conflict Prevention revisited. The New 
European External Action Service, USIP May 2011; Canan Gündüz, 
Kristian Herbolzheimer, Standing United for Peace: The EU in Coor-
dinated Third-party Support to Peace Processes, IfP Mediation Clus-
ter December 2010; EPLO, The EU as Global Force for Good: Peace 
at the Heart of the European External Action Service (EEAS), October 
2009. 

gen, wie man sich jetzt in diesen Fragen strategisch 
und konzeptionell positioniert und ob es gelingt, 
Strukturen zu entwerfen, die diese Entscheidungen 
überzeugend umsetzen.   

Vor diesem Hintergrund kamen am 23. Juni 2011 Me-
diationsexperten aus Praxis, Politik und Wissenschaft 
in den Räumen der Humboldt-Viadrina School of 
Governance in Berlin zusammen, um sich im Rahmen 
von drei inhaltlich aufeinander aufbauenden Panels 
mit den aktuellen Herausforderungen des Etablie-
rungsprozesses auseinanderzusetzen und Vorschläge 
zu entwickeln, wie dieser konstruktiv vorangebracht 
werden kann. Diskussionen mit gezielten Perspekti-
venwechseln zwischen den unterschiedlichen Ansät-
zen von Praktikern, EU-Entscheidungsträgern und 
Wissenschaftlern öffneten dafür einen kritischen Re-
flexionsraum.  

Das erste Panel stellte die Praxis ins Zentrum und frag-
te nach der heutigen Bedeutung von mediativen An-
sätzen in internationalen EU-Einsätzen. Das zweite Pa-
nel nahm in den Blick, wie Drittparteien und Vermitt-
ler in dem komplexen normativen Spannungsfeld von 
internationalen Friedensprozessen agieren. Das dritte 
Panel fokussierte sich auf den aktuellen Status quo 
und die Handlungsnotwendigkeiten im politischen 
Entscheidungsprozess zum Aufbau von EU-
Mediationskapazitäten. Zwischen den Diskussionen 
wurden in Intervisionsgruppen offene Fragen und 
Vorschläge für den weiteren Etablierungsprozess von 
Peace Mediation in der EU formuliert. Zum Abschluss 
resümierte der Vertreter des Mediation Focal Point 
des EAD die Diskussionsergebnisse mit Blick auf die 
nächsten Schritte im Kapazitäten-Aufbau. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Diskussio-
nen, die nach Chatham House Rules geführt wurden, 
ausgewertet und für die Verwendung im weiteren 
Etablierungsprozess aufbereitet.  
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VERANSTALTER  
 

 

Das Expertensymposium wurde vom Center for Peace 
Mediation in Zusammenarbeit mit dem Master-
Studiengang Mediation (Europa-Universität Viadrina) 
durchgeführt. 

Das Center for Peace Mediation, das vom Institut für 
Konfliktmanagement an der Europa-Universität Vi-
adrina Frankfurt (Oder) getragen wird und eng mit der 
Humboldt-Viadrina School of Governance in Berlin 
kooperiert, führt Wissenschaft und Praxis mediativer 
Friedensvermittlungen zusammen. Angesiedelt an der 
Schnittstelle zwischen wissenschaftlicher Konfliktfor-
schung und praktischem Konfliktmanagement arbei-
tet das Center an einer transdisziplinären Optimierung 
der mediativen Methodik. Es erforscht die spezifi-
schen strukturellen Herausforderungen und unge-
nutzten Potentiale, aber auch die praktischen und 
normativen Grenzen von Mediation in diesem Be-
reich. Im Rahmen von Ausbildungen und Coachings 
für Vermittler, politische Entscheidungsträger und 
Konfliktakteure fördert das Center die weitere prakti-
sche Etablierung interessenbasierter Mediation in der 
internationalen Friedensförderung. In der Rolle der 
wissenschaftlichen Begleitung unterstützt das Center 
internationale Drittparteien bei der strukturellen und 
methodischen Optimierung ihrer mediativen Ansätze. 

Das Center for Peace Mediation antwortet damit auf 
den im Bereich internationaler Friedensprozesse der-
zeit stark wachsenden Bedarf nach wissenschaftlich 
fundierter Professionalisierung der mediativen Kon-
fliktbearbeitungsmethodik. Angesichts der Tatsache, 
dass sich immer mehr internationale Organisationen, 
Staaten und Nichtregierungsorganisationen als ver-
mittelnde Drittparteien engagieren und institutionali-
sierte Mediationseinheiten aufbauen, ist es notwen-
dig, das methodische Handwerkszeug für diesen Ein-
satzbereich systematisch weiterzuentwickeln und 

Drittparteien gezielt damit auszustatten sowie bei der 
Anwendung zu unterstützen.  

Im Kern geht es dabei vor allem um folgende Grund-
frage: wie können bei der Vermittlung internationaler 
Konflikte Wertschöpfungs- und Einigungspotentiale 
effektiv erschlossen und effizient genutzt und zugleich 
zwingende ethische und völkerrechtliche Normen (wie 
das „do no harm“-Prinzip und das Amnestie-Verbot) 
respektiert werden? Die gemeinsame Zielsetzung der 
Forschungs-, Lehr- und Begleitaktivitäten des Center 
for Peace Mediation ist es entsprechend, Wertschöp-
fung und Normenwahrung im Kontext von Friedens-
vermittlungen gezielt miteinander zu vereinbaren.  

In dem interdisziplinär, postgradual und berufsbeglei-
tend angelegten Master-Studiengang Mediation an 
der Europa-Universität Viadrina erwerben die Studie-
renden einerseits praktische Verfahrenskompetenzen, 
die es erlauben, Entscheidungsprozesse konstruktiv zu 
gestalten und Konflikte mediativ zu begleiten. Zusätz-
lich erarbeiten sich die Studierenden das Thema Me-
diation als Gegenstand eines disziplinenübergreifen-
den wissenschaftlichen Diskurses. Dieser Diskurs for-
dert nicht zuletzt, die Rahmenbedingungen und Krite-
rien für eine sinnvolle Verortung und Weiterentwick-
lung von Mediation in verschiedenen Anwendungsbe-
reichen rechts- und gesellschaftspolitisch sowie medi-
ationsmethodisch zu hinterfragen und zu klären.   

Weitere Informationen zum Center for Peace Media-
tion, zum Institut für Konfliktmanagement, zum Mas-
ter-Studiengang Mediation und zur Humboldt-
Viadrina School of Governance sind abrufbar unter:  

www.peacemediation.de  
www.europa-uni.de/ikm  
www.rewi.europa-
uni.de/de/studium/master/mediation/index.html 
www.humboldt-viadrina.org  
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Eröffnung: (NEU)POSITIONIERUNG DER EU IM BEREICH PEACE MEDIATION 

 Prof. Dr. Lars Kirchhoff, Wissenschaftlicher Direktor des Instituts für Konfliktmanagement und Co-Leiter 
des Center for Peace Mediation 
 

 

Panel I: PRAXISFELD PEACE MEDIATION IM EU-KONTEXT 

 Tobias Flessenkemper, Senior Policy Advisor der Head of Mission und des Mediation Focal Point der Euro-
pean Union Policy Mission (EUPM) in Bosnien und Herzegowina  

 Dr. Alice Ackermann, Leitende politische Beraterin im OSCE Conflict Prevention Centre und Leiterin des Re-
ferats für Operative Planung und Analyse der OSZE, Wien 

 Yvonne Gogoll, LL.M., Team Leader Rule of Law der Projektabteilung des Verbindungsbüros der Europäi-
schen Kommission in Kosovo, Pristina 

Moderation: Martin Wählisch, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Center for Peace Mediation 

 

Panel II: NORMATIVE UND METHODISCHE HERAUSFORDERUNGEN 

 Dr. Juan Diaz, Mitbegründer und Vorsitzender des CSSProjekt für Integrative Mediation, Berlin 

 Prof. Dr. Michael Daxner, Leiter der Arbeitsstelle Interventionskultur, Universität Oldenburg und Projektlei-
ter am SFB 700 Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit, FU Berlin  

Moderation: Dr. Anne Isabel Kraus, Co-Leiterin des Center for Peace Mediation  

 

Intervision: OFFENE FRAGEN & MÖGLICHE EMPFEHLUNGEN 

 

 

Panel III: POLITISCHE UND INSTITUTIONELLE PERSPEKTIVEN 

 Dr. Franziska Brantner, Außenpolitische Sprecherin der Fraktion Greens/EFA des Europaparlaments, Brüs-
sel 

 Dr. Antje Herrberg, Mitbegründerin und Chief Executive Officer von mediatEUr (European Forum for In-
ternational Mediation and Dialogue), Brüssel 

Moderation: Prof. Dr. Lars Kirchhoff  

 

RESÜMEE ZU DEN DISKUSSIONEN DES TAGES 

 Dr. Johannes Schachinger, Mediation Focal Point des European External Action Service (EEAS), Brüssel 

 

 

 

ZUSAMMENFASSUNG DER PANELDISSKUSIONEN 

 

1. Übersicht über die Paneldiskussionen 
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2. Diskussionsinhalte 

 

Internationale und regionale Organisationen wie die 
Vereinten Nationen, die OSZE und die Afrikanische 
Union sowie Staaten wie die Schweiz, Finnland und 
Schweden erkennen Mediation inzwischen als unver-
zichtbaren Bestandteil eines integrierten Konfliktma-
nagements an3 und bauen seit einigen Jahren eigene 
Mediationskapazitäten auf.4 Die EU hat 2009 nun 
zwar ebenfalls einen politischen Konsens zum Aufbau 
von Mediationskapazitäten gefunden und sich im 
Grundsatz auch auf ein Mindestmaß an institutionel-
len und finanziellen Initialausstattungen verständigt.5 
Der gegenwärtige Prozess zum Aufbau des Peace Me-
diation-Sektors der EU scheint jedoch in strategischer 
und konzeptioneller Hinsicht an manchen Stellen noch 
optimierbar. Ausgangspunkt der Paneldiskussionen 
war daher die Frage: Wo liegen derzeit die größten 
Hürden im Aufbau- und Etablierungsprozess und wie 
können sie überwunden werden? 

Panel I „Praxisfeld Peace Mediation im EU-Kontext“ 
nahm eine stichprobenartige Bestandsaufnahme vor, 
welche Rolle und Bedeutung Mediation heute in der 
Praxis von EU-Einsätzen spielt. Zur Frage der Zusam-
menarbeit mit anderen Akteuren wurde die Außen-
perspektive der OSZE mit einbezogen.  

In der EU Polizei-Mission (EUPM) in Bosnien und Her-
zegowina arbeitet die EU bereits intensiv mit mediati-
ven Ansätzen. Mediation ist hier eingebettet in die 
Friedenskonsolidierung und in den strukturellen Auf-
bauprozess der Gemeinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungs-Politik (GSVP) der EU, mit der die Region 
langfristig einem EU-Beitritt näher gebracht werden 
soll. Mediative Instrumente werden beispielsweise in 
die Polizeiausbildung integriert, um lokale Kapazitäten 
der Konfliktregelung und Friedenssicherung zu stär-
ken. Ein Problem zeichnet sich hier darin ab, dass die 
Maßnahmen ausschließlich auf die langfristige struk-

                                                 
3
 Vgl. z.B. die UN General Assembly Resolution „Strenghtening the 

Role of Mediation” vom 17.6.2011 sowie das „Concept on Strenght-
ening Mediation-Support within the OSCE” vom 20.6.2011. 
4 

Vgl. z.B. Oliver Wils, Antje Herrberg, Evaluation of the Mediation 
Support Unit Standby Team of Mediation Experts. Final Report, 
20.1.2011. 
5
 Vgl. Council of the European Union, Council Conclusions on Conflict 

Prevention, report of 3101
st
 Foreign Affairs Council Meeting, 

20.6.2011, Nr. 6.  

turelle und funktionale Integration der Gesellschaft 
abzielen und nicht direkt an dem tiefer liegenden Kon-
flikt gearbeitet wird, der jedoch am Rande der Maß-
nahmen immer wieder aufbricht. Solange die lokalen 
Akteure die Konfliktbearbeitung noch nicht selbst in 
die Hand nehmen können, führt dieser Ansatz daher 
zu eher oberflächlichen Veränderungen des Konflikts.  

Kontrovers diskutiert wurde die Tatsache, dass die EU 
im Rahmen solcher mediativer Aktivitäten bisweilen 
offen als „Normenexporteur“ agiert: Wie lassen sich 
die wertebasierten politischen Ziele solcher Missionen 
und die sozio-ökonomische Anziehungskraft der EU 
mit den mediativen Prinzipien der Allparteilichkeit von 
Drittpartei und Freiwilligkeit der Konfliktparteien ver-
einbaren, wenn die entsprechende Einsatzregion poli-
tisch und ökonomisch auf die EU-Beitrittsperspektive 
angewiesen ist? Zumindest aus der Sicht kritischer Be-
obachter gerät die EU in ein Integritätsproblem, wenn 
sie die Rolle als Mediationsakteur dazu nutzt, in ihrer 
konfliktreichen Nachbarschaft ihre wertebasierte poli-
tische Agenda zu verfolgen und sich als entwicklungs-
politisch unabkömmliche Regionalmacht zu engagie-
ren. 

In den Tätigkeiten und institutionellen Strukturen des 
Verbindungsbüros der Europäischen Kommission in 
Kosovo spielt Mediation hingegen noch keine offizielle 
Rolle, auch wenn es dort durchaus Ansprechpartner 
mit Mediationsexpertise gibt. Bei konkreten Konflikten 
im Tagesgeschäft, wie kürzlich beim Zoll-Konflikt zwi-
schen Kosovo und Serbien, engagiert sich die EU re-
gelmäßig mit Vermittlungsbemühungen, die allerdings 
nicht als mediativ bezeichnet werden. Auf nationaler 
Ebene ist die institutionelle Etablierung von Mediation 
in der kosovarischen Gesellschaft wiederum bereits 
mit großer Breitenwirkung eingeleitet, besonders vo-
rangetrieben durch das neue Mediationsgesetz. Das 
Beispiel Kosovo bildet damit exemplarisch ab, dass in 
EU-Einsatzfeldern in unterschiedlichen Zusammen-
hängen bereits verschiedene punktuelle Aktivitäten 
und Strukturen mit mediativem Bezug bestehen, diese 
Stränge jedoch noch kaum ausreichend miteinander 
koordiniert werden. 
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Mit Blick auf die Interaktion zwischen der EU und der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) wurde deutlich, dass das operative Zu-
sammenspiel hier bereits sehr gut funktioniert, es 
aber noch an effektiver Koordination auf politischer 
Ebene und an Mechanismen für den Wissenstransfer 
fehlt. Im Vergleich zwischen den strukturellen Voraus-
setzungen der EU und der OSZE zeigte sich, dass be-
stehende Synergie-Potentiale im Bereich Peace Medi-
ation sehr viel effizienter genutzt werden könnten, 
wenn man die vorhandenen Komplementaritäten ge-
zielt und systematisch ausbauen würde. So ist die O-
SZE neben eher klassischen diplomatischen Aktivitäten 
besonders für die Unterstützung von Track III-
Mediation auf lokaler Ebene prädestiniert, während 
die EU ihre Sonderbeauftragten und Anreiz-
Instrumente für den langfristigen Vertrauensaufbau 
und Kooperationsverpflichtungen nutzen könnte. 

Insgesamt scheinen die praktischen Aktivitäten im Be-
reich Mediation, die sich in einzelnen Einsatzbereichen 
der EU auf verschiedenen Ebenen entwickeln, noch 
relativ unverbunden nebeneinander zu stehen. Um 
die vorhandenen Ansätze und Strukturen sichtbarer 
zu machen und gezielt für die weitere Etablierung 
verwerten zu können, so das Fazit dieses Panels, 
bräuchte es im ersten Schritt direktere Wege für In-
formationsaustausch und Zusammenarbeit sowohl 
zwischen den verschiedenen EU-Einrichtungen als 
auch zu Partner-Organisationen wie der OSZE. 

Panel II „Normative und methodische Herausforde-
rungen“ beschäftigte sich mit der Frage, wie Drittpar-
teien oder Vermittler in dem unübersichtlichen Span-
nungsfeld von völkerrechtlichen Bedingungen, politi-
schen Agenden, mediativen Prinzipien und lokalen 
Normengefügen einzelner Konfliktkontexte agieren. 

Aus Sicht der Mediationspraxis wurde zu dieser Frage 
die Position vertreten, dass es in der Realität kaum 
möglich und auch wenig sinnvoll erscheint, die prakti-
sche Arbeit auf normative Vorgaben hin auszurichten. 
Abgesehen von dem klar definierten Amnestieverbot 
in Friedensverhandlungen, so die Erläuterung dieser 
pragmatischen Position, lässt sich erstens kaum grei-
fen, welche konkreten Handlungsvorgaben für Dritt-
parteien und Vermittler aus den abstrakten völker-
rechtlichen und humanitären Normen resultieren. 

Zweitens fällt es schwer, derartige Vorgaben über-
haupt als verbindlich zu betrachten, solange die Aus-
legung dieser Normen bei Interventionen einzelner 
Staaten oder der UN vor allem volatilen politischen 
Konjunkturentwicklungen und Opportunitätserwä-
gungen zu unterliegen scheint. Drittens wirken media-
tive Prinzipien wie Allparteilichkeit und inhaltliche Ent-
haltung bei der Entscheidungsfindung aus Praxissicht 
so weit von den vielschichtigen und widersprüchlichen 
Realitäten und Notwendigkeiten mediativen Handelns 
in komplexen Konfliktszenarien entfernt, dass sie dort 
vielleicht als übergeordnete Ideale, nicht aber zur 
handlungsleitenden Orientierung dienen. Insgesamt 
wird man aus Praktikersicht vor allem den individuel-
len Bedürfnissen von Konfliktparteien und den unkon-
trollierbaren Dynamiken von Friedensprozessen nicht 
gerecht, wenn man sich primär an unflexiblen Nor-
men und Prinzipien ausrichtet. Bei der Verfahrens-
wahl, im Umgang mit der eigenen Rolle und beim Ein-
satz von Machtmitteln erscheint es aus dieser Per-
spektive vielmehr angezeigt, methodisch so anpas-
sungs- und kompromissbereit wie möglich vorzuge-
hen. 

Aus wissenschaftlicher, insbesondere aus soziologi-
scher Sicht wurde darauf hingewiesen, dass sich die 
Frage der Verantwortlichkeit von vermittelnden Dritt-
parteien noch auf einer viel grundsätzlicheren Ebene 
stellt: Jede Intervention in einen Konflikt, auch mit den 
Mitteln der Mediation, hat zwangsläufig immer eine 
sozio-strukturelle oder kulturelle Veränderung des 
kleinen oder größeren sozialen und gesellschaftlichen 
Umfelds zur Folge. So können auch nur mittelbar be-
troffene Beziehungen im Konfliktumfeld, wie gewach-
sene Familien- und Hierarchiestrukturen, durch die In-
teraktion zwischen intervenierenden und intervenier-
ten Akteuren funktional nachhaltig gestört werden. 
Auch wenn Mediation lediglich punktuell als minimal-
invasive Intervention durchgeführt wird, stellt sie aus 
soziologischer Sicht stets einen maßgeblichen Eingriff 
in das soziale Funktions- und Normensystem eines 
Konfliktumfelds dar, dessen Konsequenzen gerade 
von Praktikern regelmäßig unterschätzt werden. 

Die konkreten sozialen und gesellschaftlichen Konse-
quenzen und die größere politische und ethische 
Tragweite ihrer Aktivitäten, so das Fazit aus wissen-
schaftlicher Perspektive, müssten von Mediationsak-
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teuren daher noch umfassender reflektiert werden. 
Im ersten Schritt ist dafür erst einmal ein grundlegen-
des Bewusstsein und mehr Transparenz in der Frage 
notwendig, welche Werte und gesellschaftspolitischen 
Ziele den jeweiligen mediativen Maßnahmen zugrun-
de liegen und ob der Eingriff mit Blick auf die eigenen 
Prinzipien sowie auf die zu erwartenden unmittelba-
ren und mittelbaren Folgen für das Gesamtgefüge des 
Interventionskontextes wünschenswert oder zumin-
dest verantwortbar erscheint. 

Insgesamt zeigte die Diskussion des zweiten Panels 
deutlich, dass die pragmatischen und kritischen Positi-
onen in normativen Grundsatzfragen zu EU Peace 
Mediation gezielter miteinander in Dialog gebracht 
werden müssen. Ebenso vermögen es herkömmliche 
mediationsmethodische Ansätze ganz offensichtlich 
noch nicht, sowohl individuelle Akteursbedürfnisse 
und praktische Rahmenbedingungen als auch überge-
ordnete ethische und rechtliche Imperative systema-
tisch in die Praxis von Friedensvermittlung zu integrie-
ren.  

Panel III befasste sich mit den politischen und institu-
tionellen Perspektiven von Peace Mediation im EU-
Kontext.  

Trotz seiner bislang noch zögerlichen Umsetzung, so 
wurde einleitend festgestellt, markiert das EU-
Mediations-Konzept von 2009 einen entscheidenden 
politischen Schritt, da es die Prägung eines gemeinsa-
men Mediationsverständnisses einleitete und den 
strukturellen Rahmen für den weiteren Etablierungs-
prozess setzte. Zudem erlaubt das Konzept, an die Er-
rungenschaften der Initiative for Peacebuilding (IfP) 
und des European Peacebuilding Liaison Office (EPLO) 
anzuschließen, die EU-intern Bewusstsein für den 
Mehrwert von Mediation geschaffen und bereits vor-
handene Erfahrungen aus bisherigen EU-
Mediationsaktivitäten ausgewertet haben. 

Gleichwohl, so wurde deutlich, fehlt der EU zur Zeit 
noch ein integriertes und umfassendes Konzept, das 
einerseits klare Strukturen für die geplante EU-
Mediationseinheit vorsieht und andererseits die Rolle 
von EU Peace Mediation neben anderen EU-
Konfliktregelungsinstrumenten und neben den Medi-
ationseinheiten der UN, einzelner Mitgliedsstaaten 

oder von NGOs bestimmt. Ein besonderes strukturel-
les Potential wurde im Aufbau eines umfassenden 
Multitrack-Ansatzes gesehen, da die EU auf zahlreiche 
Netzwerke und Kooperationskanäle mit lokalen, regi-
onalen und internationalen Akteuren und Entschei-
dungsträgen zurückgreifen kann. Zugleich muss die 
Zusammenarbeit mit NGOs gezielt optimiert werden, 
damit deren Kompetenzen und Ressourcen noch ef-
fektiver in die zukünftigen EU-Mediationskapazitäten 
integriert werden können. Im größeren Zusammen-
hang, so eine weitere Feststellung, benötigt die euro-
päische Diplomatie einen neuen integrativen Ansatz, 
der Mediation als Meta-Modell des Verhandelns und 
Vermittelns versteht. 

Mit Blick auf den derzeitigen Entscheidungsprozess 
zur Umsetzung des Mediations-Konzepts von 2009 
wurde deutlich, dass sich die EU-Mitgliedsstaaten 
zwar politisch und strategisch ambitioniert auf den 
Kapazitäten-Aufbau festgelegt haben, es aber nun an 
Bereitschaft fehlt, konkrete Budgets für den Aufbau 
von langfristigen Strukturen einzurichten. Einflussrei-
che Mitgliedsstaaten wie Deutschland, Frankreich und 
England müssten daher nun ihre politische Macht nut-
zen, um die notwendigen finanziellen Mittel zur Um-
setzung des Mediations-Konzepts freizusetzen. Diffe-
renzen in einzelnen Punkten sollten sie nicht davon 
abhalten, gemeinsam den politischen Druck zu erhö-
hen. Zugleich wird versucht, den konkreten Aufbau-
prozess nun schrittweise mit überschaubaren Pilot-
projekten ins Rollen zu bringen.  

In der Frage, welche Funktion und Rolle die EU als 
Mediationsakteur primär anstrebt, scheint sowohl 
Mediation im offiziellen Namen der EU als auch struk-
turelle Unterstützung für andere Mediationsakteure 
denkbar. Die ethisch-methodische Frage nach mögli-
chen Ziel- und Rollenkonflikten wird von politischer 
Seite pragmatisch gesehen: Die politischen und wirt-
schaftlichen Interessen und Zielsetzungen der EU ge-
fährden nicht ihre Glaubwürdigkeit und Legitimität als 
Mediationsakteur, da in der stets interessensgeleite-
ten internationalen Politik von Vermittlern ohnehin 
keine Unparteilichkeit erwartet wird. Aus wissen-
schaftlicher Perspektive, so wurde eingewandt, ist es 
jedoch gar nicht notwendig, angesichts von allgegen-
wärtigen Eigeninteressen den Unbefangenheitsan-
spruch gleich vollständig aufzugeben: Im Sinne des 
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Allparteilichkeitsprinzips muss von Drittparteien nicht 
die Abwesenheit, sondern vielmehr eine maximale 
Transparenz von Zielen und Interessen verlangt wer-
den. Dann können Drittparteien in selbstreflexiver Rol-
lenklärung sowie Konfliktparteien und Öffentlichkeit 
als kritisches Korrektiv prüfen, inwieweit die jeweiligen 
Interessen mit welcher Vermittlerrolle vereinbar sind 
– was häufiger der Fall sein dürfte als vermutet. 

Zum Abschluss teilte der Vertreter des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD), der derzeit den dortigen 
Mediation Focal Point aufbaut, seine Gedanken zu den 
Diskussionen mit den anderen Teilnehmern des Sym-
posiums. Er hob zunächst die entscheidende Bedeu-
tung der aktuellen Stellungnahme der UN-
Generalversammlung vom 17. Juni 2011 für die inter-

nationale Anerkennung von Mediation hervor und 
begrüßte sie als eine zugkräftige Referenz, um den 
Kompetenz- und Kapazitätsaufbau der EU im Bereich 
Mediation weiter voranzutreiben. Denn aus Sicht der 
EU-Verwaltung bedeutet es eine ausgesprochen gro-
ße innenpolitische und strukturelle Herausforderung, 
das EU-Mediations-Konzept von 2009 nun institutio-
nell umzusetzen und systematisch in den parallel er-
folgenden Aufbau des EEAS einzubinden. Im nächsten 
Schritt, so das abschließende Fazit, muss die EU sich 
daher jetzt dazu bekennen, Mediation als eine stan-
dardmäßig anwendbare und politisch tatsächlich reali-
sierbare Option in der Handhabung von internationa-
len Konflikten zu etablieren. 
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KOMMENTIERUNG 

 

Passgenauigkeit Friedensmediation und EU

Mit Blick auf die diversen Herausforderungen und Wi-
dersprüche im Etablierungsprozess sei zunächst an-
gemerkt, dass die Etablierung von Friedensmediation 
im Rahmen der EU weder ein Selbstzweck noch eine 
zwangsläufige Entwicklung ist. Vielmehr gilt es gerade 
in der gegenwärtigen Phase des Etablierungsprozes-
ses, in der der genaue Zuschnitt zukünftiger EU Medi-
ation Capacities in finanzieller, konzeptioneller und 
struktureller Hinsicht konkretisiert wird, wirklich er-
gebnisoffen zu prüfen, inwiefern und an welchen Stel-
len zwischen dem Instrument der Mediation und dem 
Akteur EU tatsächlich Passgenauigkeit besteht.  

Folgende Kernfragen verdienen hier genaues Hinse-
hen: Inwieweit erfüllen mediative Verfahren die kon-
kreten Anforderungen der Konflikte, in denen sich die 

EU (potentiell) als Drittpartei engagieren will? Inwie-
weit wird der partizipative und konsensorientierte An-
satz der Mediation von den relevanten politischen und 
durchführenden Akteuren authentisch vertreten? Und 
inwieweit sind schließlich die institutionellen und 
strukturellen Rahmenbedingungen der EU dafür ge-
eignet, dort langfristig sinnvoll Mediationskapazitäten 
einzubetten?  

Für eine differenzierte Beantwortung dieser Fragen 
bedarf es eines sorgfältigen Entscheidungsprozesses, 
der gezielt auf die fachliche Expertise und die gesam-
melten Erfahrungen aus bestehenden EU-internen 
und -externen Einrichtungen und Einsätzen zurück-
greifen muss. 

Ungleichgewicht zwischen politischem und inhaltlichem Fokus im Etablierungsprozess 

Essentiell erscheint es, so klar wie möglich zwischen 
drei Ebenen zu unterscheiden, auf denen derzeit am 
intensivsten in den Etablierungsprozess investiert 
wird, da deren Handlungsnotwendigkeiten jeweils 
höchst verschiedenartig sind und gänzlich unter-
schiedliche Herangehensweisen erfordern.  

I) Auf politisch-finanzieller Ebene gilt es, proaktiv den 
komplexen Abstimmungsprozess zur Finanzierung der 
geplanten EU Mediation Capacities zwischen EU-
Mitgliedsstaaten und innerhalb des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes zu unterstützen. II) Auf inhalt-
lich-konzeptioneller Ebene müssen gezielt die noch 
offenen Kernfragen zum EU-Mediations-Konzept ge-
klärt werden, um eine tragfähige Grundlage für den 
weiteren Aufbauprozess zu erhalten. III) Auf instituti-
onell-struktureller Ebene gilt es, Modelle für den be-
darfsorientierten Kompetenzaufbau und die Einbet-
tung von Mediation in die Strukturen der EU und des 
EAD zu entwickeln. Bilanziert man die Ergebnisse der 
Etablierungsschritte der letzten Jahre, sind auf allen 
drei Ebenen bereits wichtige Erfolge zu verbuchen: 

Auf Finanzierungsebene konnten 2011 erste Mittel für 
den Kompetenzaufbau im Rahmen eines Pilotprojekts 
freigegeben werden; auf inhaltlicher Ebene liegt mit 
dem Mediations-Konzept von 2009 ein belastbarer 
Konsens über den programmatischen Rahmen vor; 
hinsichtlich der institutionell-strukturellen Ausgestal-
tung werden verschiedene, auf die EU-
Rahmenbedingungen maßgeschneiderte Modelle in-
tensiv diskutiert und auf ihre Geeignetheit hin über-
prüft.  

Momentan besteht allerdings die Tendenz, sich pri-
mär auf den politischen Entscheidungsprozess (Ebe-
ne I) zu fokussieren und den notwendigen Schritt ei-
ner inhaltlichen Nachschärfung des Mediations-
Konzepts (Ebene II) zu überspringen. Damit wird ris-
kiert, dass den späteren Mediationsaktivitäten der EU 
eine über den Einzelfall hinausgehende, handlungslei-
tende Basis fehlt und letztlich unverantwortlich viele 
Ressourcen für den Aufbau von Strukturen investiert 
werden, welche die entscheidende Präzision, Kongru-
enz und damit Effektivität vermissen lassen. Die EU lie-
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fe dann Gefahr, die wohl tatsächlich einmalige Chance 
zu verpassen, sich als professioneller Mediationsak-
teur in der internationalen Arena zu positionieren.  

Hinter der derzeitigen Tendenz steht der latente Ziel-
konflikt, in dem sich die nutzenorientierte Interes-
senspolitik bei Finanzierungsentscheidungen und die 
inhaltsorientierte Fachdiskussion auf Konzeptionse-
bene naturgemäß befinden. Beide Herangehenswei-
sen sind in ihrem jeweiligen Bereich zweifellos unent-
behrlich und gerechtfertigt. Dennoch können die Ak-
teure die Handlungsimperative der jeweils anderen 
Seite vermutlich nur teilweise nachvollziehen: Wissen-
schaftler können sich nur ansatzweise das Maß not-

wendiger Vereinfachung bei Finanzabstimmungen 
vorstellen, politische Akteure dürften sich mit dem 
Maß notwendiger Differenzierung bei der methodi-
schen Konzeption schwer tun. Mit Blick auf das ge-
meinsame Gesamtprojekt, der Etablierung von Frie-
densmediation in der EU, sind die beiden Ebenen je-
doch eng voneinander abhängig: Ohne politische und 
finanzielle Unterstützung läuft jede noch so gute in-
haltliche Konzeption ins Leere. Gleichermaßen kann 
der politisch und finanziell ausschlaggebende Nutzen 
von Mediation nur realisiert werden, wenn Aufbau 
und Umsetzung inhaltlich professionell konzipiert sind.  
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EMPFEHLUNGEN 

 

Aus wissenschaftlicher Sicht besteht momentan vor allem die Notwendigkeit, das benannte Ungleichgewicht zwi-
schen politischen und inhaltlichen Bemühungen im Etablierungsprozess auszugleichen. Denn nur so kann verhindert 
werden, dass sich der inhaltliche Klärungsbedarf zu einem substanziellen Defizit auswächst, das in der Umsetzungs-
phase nicht mehr korrigierbar oder kompensierbar wäre und sich dann auch unweigerlich auf die Qualität der Media-
tionsaktivitäten der EU auswirken würde.  

1. Trennung zwischen politischem Abstimmungs- und inhaltlichem Klärungsprozess 

Zum einen sollte klarer zwischen dem politisch-
finanziellen Abstimmungsprozess und dem inhaltlich-
konzeptionellen Klärungsprozess unterschieden wer-
den, um die genuin verschiedenartigen Logiken bei der 
Etablierung und Ausgestaltung von EU Peace Mediati-
on zu würdigen: die Kompromissbereitschaft, die bei 
politischen Abstimmungen notwendig ist, minimiert in 
strategischen, methodischen und ethischen Fragen 
unnötig den Handlungsspielraum, während die Präzisi-
on, die für die strategische und methodische Profil-
schärfung notwendig ist, Finanzierungsentscheidungen 
unnötig aufhält.  

Ein konkreter Vorschlag wäre, die beiden Ebenen be-
wusst zeitlich und/oder personell stärker voneinander 
zu entkoppeln, so dass die dort jeweils notwendigen 
nächsten Schritte noch fokussierter und effektiver in 

Angriff genommen werden können, ohne dass sich die 
verschiedenartigen Herangehensweisen dabei gegen-
seitig behindern. 

Gleichwohl dürfte das Ergebnis einer präzisen Klärung 
von Ziel, Rolle und Methodik von EU Mediation die po-
litischen Entscheidungsprozesse beschleunigen: das 
gemeinsame Ziel der Entscheidungsträger aus EU-
Mitgliedsstaaten und Auswärtigem Dienst ist es 
schließlich, die EU global als souveränen Akteur in in-
ternationalen Konflikten zu positionieren. Aufgrund ih-
rer Geschichte als erfolgreiches Friedensprojekt verfügt 
die EU zweifellos über ein besonderes Potential dafür 
― wie es allerdings gelingen kann, diese Chance auch 
erfolgreich zu nutzen, das wird niemand bestreiten 
können, muss sorgfältig geklärt werden. 

2. Klärung der offenen inhaltlich-konzeptionellen Kernfragen 

Um den Etablierungsprozess in diesem Sinne insgesamt gezielt weiter voranzubringen, müssen auf inhaltlich-
konzeptioneller Ebene folgende Kernfragen abgewogen und beantwortet werden: Welche übergeordneten Ziele soll 
Friedensmediation im EU-Kontext erfüllen? Welche genaue Rolle will die EU als Mediationsakteur einnehmen? Wel-
che methodischen und wertebezogenen Charakteristika von Mediation sollen das EU-Mediationsverständnis konsti-
tuieren und wie werden diese Charakteristika im EU-Handlungskontext praktisch ausgelegt? Wie geht die EU schließ-
lich in Interventionskonflikten mit ihrer besonderen Verantwortung als regionale Friedensmacht um? Um die Klärung 
dieser Fragen konstruktiv anzustoßen, sind im Folgenden die jeweils maßgebenden Faktoren und Folgefragen skiz-
ziert. 

 
A. ZIELE: Zwischen Normenexport und Dienstleistung 
- welche übergeordneten Ziele soll Mediation im EU-
Kontext erfüllen? 

Um ein effektives strategisches Konzept für EU Peace 
Mediation entwickeln zu können und die Bemühungen 
der an Etablierung und Durchführung beteiligten Ak-
teure zu bündeln, muss noch klarer definiert werden, 
welche Ziele beim Einsatz von Mediation durch die EU 
im Zentrum stehen (sollen). Derzeit steht Friedensme-

diation in der EU im Zusammenhang mit verschiede-
nen Zielsetzungen (von gesellschaftspolitischen und 
geostrategischen über genuin humanitäre bis hin zu 
verdeckten politischen Interessen), deren Handlungs-
logiken nicht immer miteinander harmonieren. Rei-
bungsverluste aber gehen – in letzter Konsequenz – 
unweigerlich auf Kosten der Konfliktparteien und der 
Nachhaltigkeit der Konfliktbearbeitung in den be-
troffenen Gesellschaften. 
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Angesichts der naturgemäß sehr unterschiedlichen 
Handlungsmotive und Zielsetzungen von Akteuren aus 
Politik, Dienstleistung, Zivilgesellschaft und Wissen-
schaft erstaunt es kaum, dass das Meinungs- und Inte-
ressenspektrum auch mit Blick auf Mediation beacht-
lich ist. Auch wenn eine solche Perspektivenvielfalt an 
sich wünschenswert sein mag, leidet die praktische 
Umsetzung erheblich, wenn die beteiligten Akteure in 
verschiedene Richtungen streben. In den Diskussionen 
des Symposiums bildeten sich teils explizit, teils zwi-
schen den Zeilen einige der Zielsetzungen ab, die aktu-
ell auf den verschiedenen Ebenen und in den verschie-
denen Einsatzbereichen mit Mediation verfolgt wer-
den:  

Eine Hauptmotivation der EU, Mediation als Instru-
ment im Friedensbereich zu stärken, dürfte strategi-
scher Natur sein: Angesichts der Tatsache, dass inzwi-
schen fast alle großen internationalen Organisationen 
Mediation als innovatives Instrument in ihr Kernarsenal 
aufgenommen haben, geht es hier zunächst um die 
Positionierung der EU als konkurrenzfähigen Akteur 
auf dem internationalen Konfliktmanagementsektor. 
Im Rahmen der europäischen Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungs-Politik (GSVP), wo Mediation 
zur strukturellen Aufbauhilfe und gesellschaftlichen 
Transformation eingesetzt wird, ist ein mindestens 
flankierendes Ziel der Export normativer Standards 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Praktiker, die 
Mediation oder Mediation Support im Rahmen von EU-
Projekten als bedarfsorientierte Unterstützungsleistung 
durchführen, zielen auf die Etablierung einer effektive-
ren und selbstbestimmteren Konfliktbearbeitungskul-
tur ab. Zivilgesellschaftlichen und wissenschaftlichen 
Akteuren geht es beim Einsatz von Mediation mehr um 
die Etablierung einer partizipativen Alternative zu ge-
waltsam und paternalistisch geprägten Konfliktinter-
ventionen und um die gezielte Inklusion aller relevan-
ten Akteure.  

Auch wenn sich diese Ziele an vielen Stellen überlap-
pen, bestehen zwischen ihnen diverse Reibungspunk-
te, z.B. mit Blick auf die eigene Rolle und Haltung als 
Überbringer und Anwender mediativer Ansätze, auf 
den Umgang mit den Werte- und Sozialstrukturen des 
Konfliktkontexts und auf die Priorisierung von Individu-
al- und Gemeininteressen. Von sich aus hält Mediation 
diese Spannung zwischen verschiedenen Zielsetzungen 
aus. Damit die Akteure in der Etablierung von Peace 
Mediation in der EU eine gemeinsame Schubkraft ent-

wickeln können und die EU als Mediationsakteur ziel-
gerichtet und kohärent agieren kann, erscheint jedoch 
ein Grundkonsens auf gemeinsame Kernziele für den 
Einsatz von Mediation durch die EU unverzichtbar. 

Diese übergeordnete Zielsetzung muss mit den prakti-
schen, politischen und normativen Rahmenbedingun-
gen des EU-Handlungskontextes und mit dem eben-
falls nachgeschärften Rollen- und Mediationsver-
ständnis der EU (s. folgende Abschnitte) abgestimmt 
werden. Ein geeignetes Format für diesen Aushand-
lungs- und Formulierungsprozess wäre ein inhaltlich 
maximal fokussierter, aber auf Verfahrensebene ma-
ximal integrativer Diskurs, der die verschiedenen 
Sichtweisen relevanter Akteure aus Politik, Dienstleis-
tung, Zivilgesellschaft und Wissenschaft aus dem Peace 
Mediation-Sektor gezielt einbindet und miteinander 
vermittelt. 

B. ROLLE: Payer or Player - welche Rolle will die EU als 
Mediationsakteur einnehmen?  

Das Fehlen einer einheitlichen Zielsetzung dürfte auch 
ein Grund für die Zögerlichkeit der EU sein, die von ihr 
angestrebte Rolle als Mediationsakteur genauer zu de-
finieren und auch ihre derzeitige Rolle in dieser Arena 
transparenter zu machen. Wo sieht sie zunächst ihren 
Einsatzrahmen: Will sie sich den vernachlässigten in-
nereuropäischen Konfliktszenarien zuwenden, sich 
weiter auf die europäische Nachbarschaft konzentrie-
ren und/oder an den Krisenherden der außereuropäi-
schen Welt aktiv werden? In welcher Funktion will sich 
die EU dort dann jeweils positionieren: Will sie mediati-
ves Vorgehen in Konflikten vor allem als Payer durch 
unterstützende Maßnahmen für andere, lokal oder in-
ternational agierende Akteure voranbringen oder will 
sie sich selbst als Player in der Vermittlerrolle etablie-
ren? Welche Haltung und welchen Ansatz will sie dabei 
vertreten: will sie als offen eigeninteressiert agierende 
(soft) power mediator auftreten, die ihr wertebasiertes 
Selbstverständnis und ihre politischen und wirtschaftli-
chen Ziele aus der Dritt-Parteien-Rolle heraus verfolgt? 
Wie geht sie dabei mit der Spannung zwischen dem 
demokratischen und mediativen Prinzip der Autono-
mie von Konfliktparteien und ihrer historischen 
(Schutz- und Interventions-)Verantwortung für be-
stimmte Konfliktkontexte um? 

Eine Positionierung in diesen Fragen ist deswegen un-
umgänglich, weil sich jetzt bereits Rollenkonflikte an-
deuten: Mit Blick auf das historische und politische 
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Selbstverständnis der EU spricht zunächst viel dafür, 
Mediation vor allem zur Vermittlung und Stärkung de-
mokratisch-liberaler Werte und menschenrechtlicher 
Standards zu nutzen. Im innereuropäischen Raum be-
steht dafür ein demokratisch legitimiertes Mandat und 
sind viele Einsatzfelder denkbar, in denen mediativ ge-
stützte gesellschaftliche und politische Transformation 
gut angenommen werden könnte. Sobald die EU me-
diative Maßnahmen für den „Normenexport“ in den 
außereuropäischen Raum einsetzt, fehlt dafür jedoch 
die demokratisch abgesicherte politische Legitimation. 
Beide, sowohl der demokratisch legitimierte als auch 
der selbst-mandatierte wertebasierte Ansatz verlangen 
aus methodischer und ethischer Sicht besonderes Au-
genmerk:  

Die Basis der angestrebten Nachhaltigkeit und Stabilität 
mediativ erarbeiteter Lösungen ist gerade in deren di-
rekter Verankerung in den Interessen, Ressourcen und 
Verantwortlichkeiten der Konfliktakteure zu sehen. Die 
mediativen Prinzipien der Allparteilichkeit und Transpa-
renz fordern daher von vermittelnden Drittparteien, 
eigene konfliktrelevante ― also auch politisch-
normative ― Ziele und Interessen in der Konfliktbear-
beitung einerseits explizit zu machen und andererseits 
zugleich nicht handlungsdominant werden zu lassen.  

Es muss daher sorgfältig geklärt werden, wie sich die 
Rolle der EU als normative power und ihr Rollenver-
ständnis als Mediationsakteur miteinander vereinba-
ren lassen. Diese Frage wird umso unausweichlicher, je 
mehr die EU nicht nur die Funktion des strukturellen 
Unterstützers einnehmen, sondern im Namen der EU 
selbst vermitteln will. Mit Blick auf das Prinzip der Au-
tonomie von Konfliktparteien gilt dies besonders für 
diejenigen Einsatzländer, die an einer Beitrittsperspek-
tive arbeiten (müssen) und sich dadurch den normati-
ven Vorgaben bzw. antizipierten Anpassungserwartun-
gen der EU nicht entziehen können.  

C. EU-MEDIATIONSVERSTÄNDNIS: Zu welchen konsti-
tutiven Kernbestandteilen von Mediation und wel-
cher praktischen Auslegung bekennt sich die EU? 

Schließlich ist es notwendig, das Verständnis von Me-
diation selbst nachzuschärfen: für den Kapazitäten-
Aufbau und für die politische und praktische Profilie-
rung von Mediation in der EU braucht es eine noch kla-
rer definierte und zugleich weiterhin mehrheitsfähige 
Definition von Mediation. Ohne die Flexibilität und 
Kreativität in der praktischen Prozessgestaltung unnö-

tig einzuschränken muss dafür bestimmt werden, was 
die konstitutiven Kernelemente mediativen Vermit-
telns sind und wie diese innerhalb des konkreten 
Handlungsrahmens der EU-Politik praktisch ausgelegt 
werden. Das EU-Mediations-Konzept von 2009 legt sich 
in beiderlei Hinsicht noch nicht ausreichend fest.  

Zunächst gilt es diejenigen Kernelemente zu bestim-
men, die aus methodischer Sicht konstitutiv für media-
tives Vorgehen sind und es ermöglichen, Mediation als 
effektives und legitimes Instrument in der Vermitt-
lungspraxis zu verankern. Diese Kernelemente markie-
ren dann zukünftig die methodischen und ethischen 
Rahmenbedingungen und Handlungsstandards, in-
nerhalb derer die Vermittlungsaktivitäten der EU als 
professionelle Mediation politisch etabliert und qualita-
tiv gesichert werden können. 

Um die konstitutiven Merkmale eines EU-
Mediationsverständnisses zu bestimmen, sind u.a. fol-
gende Eckpunkte zu klären: Ist es schon Mediation, 
wenn eine Verhandlung von einer nicht entschei-
dungsberechtigten, aber das Verfahren strukturieren-
den Drittpartei unterstützt wird? Oder sind es Prinzi-
pien wie die Allparteilichkeit des Vermittlers und die 
Freiwilligkeit der Teilnahme bzw. Autonomie der Kon-
fliktparteien, die erst den eigentlich mediativen Charak-
ter einer Vermittlung herstellen? Ein klares Bekenntnis 
in der Frage, was Mediation im Kern definiert, ist un-
verzichtbar, damit politisches und diplomatisches Ver-
mitteln nur dann den Vertrauensvorschuss und die 
Meriten von Mediation für sich in Anspruch nehmen 
kann, wenn die dafür eingeforderten Prinzipien auch 
eingehalten werden und dies überprüft werden kann. 

Mindestens so wichtig wie die Bestimmung der konsti-
tutiven Bestandteile ist die Klärung der Frage, wie diese 
Prinzipien auf den EU-Handlungskontext übersetzt 
und in der praktischen Vermittlungsrealität ausgelegt 
werden: 

Inwiefern darf oder soll eine politisch und wirtschaftlich 
potente Drittpartei wie die EU in mediativen Verfahren 
ihre Macht einsetzen? Die EU verfügt mit ihren Instru-
menten der Außen-, Sicherheits-, Entwicklungs-, Han-
dels-, Umwelt- und Migrationspolitik über starke politi-
sche, ökonomische und institutionelle Hebelkräfte, die 
sie formell und informell zweifellos sehr effektiv ein-
setzt und dies auch in Vermittlungen noch gezielter tun 
könnte. Wie würde der Einsatz dieser Machtmittel mit 
den mediativen Prinzipien der Allparteilichkeit und 
Freiwilligkeit vereinbart, falls diese Prinzipien als konsti-
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tutiv betrachtet werden? Bevor man sich von der kurz-
fristigen Effektivität dieser Hebelkräfte zu methodi-
schen und ethischen Kompromissen verleiten lässt, 
muss genau geprüft werden, unter welchen Bedingun-
gen es zur nachhaltigen Wirksamkeit und Legitimität 
von Vermittlungsbemühungen beiträgt, wenn eine 
Drittpartei die Aushandlung von Friedensvereinbarun-
gen auf selbst gesetzte Anreize und Sanktionen stützt.  

Gehört es darüber hinaus zum Wesen von Mediation 
selbst, die Parteien in ihren eigenen gewachsenen 
Wertverständnissen zu bestärken und die durch diese 
Werte vorgegebenen, kontextspezifischen Grenzen des 
Vermittelns zu respektieren? Oder ist es gerade ein ge-
nuin mediativer Ansatz, den Parteien in Form von Me-
diation die Grundwerte einer partizipativen, demokra-
tisch-liberalen Gesellschaft und Rechtsstaatlichkeit na-
hezubringen und damit eine Transformation der be-
stehenden normativen Ordnung anzustoßen? Und wie 
geht man als Drittpartei mit den Sekundärkonflikten 
um, die durch eine mit mediativen Maßnahmen ange-
stoßene soziale und kulturelle Transformation entste-
hen?  

Besonders in Bezug auf den Umgang mit Macht und 
gesellschaftlicher Transformation kann sich das Me-
thodik-Verständnis der EU folglich nicht im luftleeren 
Raum bewegen. Hier muss vielmehr genau austariert 
werden, was die vielzitierte historische Sonderrolle in 
der methodischen Konsequenz heißt.  

Grundsätzlich ist es notwendig, dass sich die EU in die-
sen Kernfragen methodisch und ethisch so eindeutig 
wie möglich positioniert und dieses Verständnis von 
Mediation politisch und praktisch so einheitlich wie 
möglich kommuniziert und umsetzt. Erst mit einem 
solchen klaren Profil wird das Instrument Mediation im 
EU-Kontext den Handlungsrahmen erhalten, in dem es 
seinen spezifischen Mehrwert voll entfalten kann.  

Damit dieser Handlungsrahmen für die praktische An-
wendung greifbar und verbindlich wird, muss das EU-
Mediationsverständnis so praxisnah wie möglich for-
muliert werden. Im Anschluss an die jetzt notwendige 
Differenzierung mit Blick auf Konzepte, Methoden und 
Ethik wird der Folgeschritt also gerade darin bestehen, 
das EU Mediations-Konzept so in die Praxis zu „über-
setzen“, dass es unmittelbar im Alltag der EU Missio-
nen und sonstigen Vermittlungsakteure greifen und 
wirken kann.  

D. INTERVENTIONSKONFLIKTE: Wie nimmt die EU ihre 
Verantwortung als europäische Friedensmacht wahr? 

In der Zusammenführung aller vorherigen Aspekte ist 
ein offensiverer und systematischerer Umgang mit den 
latenten und manifesten Ziel- und Rollenkonflikten er-
forderlich, die mit der Profilierung der EU als Mediati-
onsakteur verbunden sind.  

Erstens muss dafür eine klare Entscheidung gefällt 
werden, ob und wie Mediation für eine wertebasierte 
Außen- und Entwicklungspolitik genutzt werden soll. 
Wenn Mediation ohne ein explizites Konzept und 
Mandat, also gleichsam als Trojanisches Pferd, für die 
Vermittlung von Normen instrumentalisiert wird, wird 
damit sowohl das Potential der Methode in diesem 
Einsatzbereich als auch die Glaubwürdigkeit und Legi-
timität der EU als Konfliktmanager aufs Spiel gesetzt. 
An dieser Stelle ist es notwendig, zunächst in die Erfor-
schung der Frage zu investieren, ob und wie mediative 
Konfliktbearbeitungsmechanismen in nicht-
rechtsstaatliche Gesellschaften eingebracht werden 
können, auch wenn die Transformation dieser sozialen 
und gesellschaftlichen Strukturen nicht explizit demo-
kratisch legitimiert ist. 

Zweitens dürfen die Zielkonflikte, die regelmäßig bei In-
terventionsentscheidungen auftreten und meist 
schnelle Reaktionsfähigkeit verlangen, nicht länger ge-
leugnet werden, sondern müssen systematisch ge-
handhabt werden. Derartige Konflikte sind strukturell 
angelegt, wenn es darum geht, verschiedene humani-
täre, ökonomische, politische und normative Interes-
sen und Notwendigkeiten gegenüber Chancen und Ge-
fahren von Interventionen mit verschiedenen militäri-
schen und zivilen (u.a. mediativen) Vorgehensweisen 
abzuwägen. Ebenfalls vorhersehbar sind Uneinigkeiten 
zwischen EU-Mitgliedsstaaten in Rahmen dieser Ent-
scheidungsfindung über das konkrete Vorgehen in Kon-
flikten, wie es sich etwa am Beispiel Libyen gezeigt hat. 
Mediativ fundierte Entscheidungshilfen für diese In-
terventionskonflikte wären auch auf die Entschei-
dungsfindung anderer Akteure wie der UN oder AU 
übertragbar. Die EU könnte an dieser Stelle mit innova-
tiven methodisch-strategischen Instrumenten also 
nicht nur die eigene Professionalisierung voranbringen, 
sondern sich damit in der internationalen Arena als 
Vorreiter profilieren.   
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3. Systematisierung der Mediationsstrukturen 

Zuletzt ist eine umfassende Systematisierung notwen-
dig, die die zurzeit noch etwas zersplitterten Aktivitä-
ten mit mediativem Charakter innerhalb der EU zu-
sammenführt. 

Im ersten Schritt muss dafür Übersicht über folgende 
Faktoren geschaffen werden: a) Analyse der Entschei-
dungs- und Gestaltungsebenen, die derzeit in der EU 
mit dem Thema Peace Mediation befasst sind; b) Er-
mittlung des Spektrums von Einsatzbereichen, in de-
nen mediative Ansätze und Aktivitäten der EU zum 
Einsatz kommen (könnten), von kurzfristig-
punktuellen Vermittlungen bis zu langfristigen Missio-
nen; c) Identifizierung derzeitiger und potentieller 
Konfliktbearbeiter und sonstiger Akteure des EU Kon-
fliktmanagements, wie Sonderbeauftragte, externe 
und lokale Vermittler, etc..  

Ziel einer solchen Übersicht ist es, die bestehenden 
und potentiellen Strukturen und Aktivitäten der EU als 
Peace Mediation Akteur systematisch zu erfassen, um 
auf dieser Grundlage gesamtsystemisch sinnvolle In-
tegrations- und Aufbaumaßnahmen entwickeln zu 
können (derzeit meist favorisiert ist hier ein Multi-
Track-Modell). Mit Hilfe dieser Matrix können dann 
zielgerichtet diejenigen Stellen identifiziert werden, 

die strategisch aus- und aufgebaut werden müssen, 
um die angestrebte Rolle professionell ausfüllen zu 
können und die angestrebten Ziele von EU Peace Me-
diation erfolgreich umsetzen zu können. Eine solche 
systematische Übersicht erleichtert es auch, bei Aus-
wahl und Zuschnitt punktueller Pilotprojekte das Gan-
ze im Blick zu behalten und die Gefahr des falschen 
Anfangsakzents zu vermeiden. 

Systemisch notwendig erscheint schließlich die weite-
re Investition in den begonnenen Aufbau eines struk-
turell integrierten und operativ leistungsfähigen 
„Steuerorgans“. Da diese zentrale Schnittstelle alle 
Strukturen und Aktivitäten verbinden würde, die für 
mediative Einsätze relevant sind, kann es die komple-
xen Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse von me-
diativen Interventionen (Zeitpunkt, Akteure und For-
mate) koordinieren sowie personelle und konzeptuel-
le Ressourcen generieren und steuern. 

Gelingt es, die genannten Herausforderungen mit 
Blick auf die inhaltlich-konzeptionelle Klärung und die 
strukturelle Systematisierung zu bewältigen, wird die 
EU perspektivisch genau die Rolle im Bereich der Frie-
densvermittlung einnehmen können, die ihre histori-
sche und symbolische Sonderrolle nahelegt.  
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